Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung in Kraft getreten

Die Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung (MiLoDokV) wurde am 29.12.2014 im Bundesanzeiger veröffentlicht und ist damit am 01.01.2015 in Kraft getreten. Mit der Verordnung werden die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen von den Dokumentationspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 des Mindestlohngesetzes ausgenommen, deren verstetigtes regelmäßiges Monatsentgelt brutto 2.958 Euro überschreitet. Vorausgesetzt wird jedoch, dass etwaige Dokumentationspflichten, die sich aus dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) ergeben, eingehalten werden. 

Der § 16 Abs. 2 ArbZG verpflichtet den Arbeitgeber, die über acht Stunden werktägliche Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen und ein Verzeichnis der Arbeitnehmer zu führen, die in eine Verlängerung der Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 7 ArbZG ein-gewilligt haben. Diese Nachweise sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren.

Diese Vorschrift gilt allerdings gemäß § 18 Abs. 1 Ziff. 1 ArbZG nicht für leitende Angestellte. Das sind gemäß § 5 Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz solche, die nach Arbeitsvertrag und Stellung im Unternehmen oder im Betrieb 

1.
zur selbständigen Einstellungen und Entlastungen von im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt sind oder

2.
Generalvollmacht oder Prokura haben und die Prokura auch im Verhältnis zum Arbeitgeber nicht unbedeutend ist oder

3.
regelmäßig sonstige Aufgaben wahrnehmen, die für den Bestand und die Entwicklung des Unternehmens oder eines Betriebs von Bedeutung sind und deren Erfüllung besondere Erfahrungen und Kenntnisse voraussetzt, wenn sie dabei entweder die Entscheidungen im Wesentlichen frei von Weisungen treffen oder sie maßgeblich beeinflussen; dies kann auch bei Vorgaben insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften, Plänen oder Richtlinien sowie bei Zusammenarbeit mit anderen leitenden Angestellten gegeben sein.

Leitender Angestellter nach Abs. 3 Nr. 3 ist gemäß § 5 Abs. 4 im Zweifel, 

1. wer aus Anlass der Wahl des letzten Betriebsrats, des Sprecherausschusses oder von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer oder durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen den leitenden Angestellten zugeordnet worden ist oder

2. einer Leitungsebene angehört, auf der in dem Unternehmen überwiegend leitende Ange-stellte vertreten sind, oder

3. ein regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt erhält, das für leitende Angestellte in dem Unternehmen üblich ist oder

4. falls auch bei der Anwendung der Nr. 3 noch Zweifel bleiben, ein regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt erhält, das das dreifache der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreitet.
